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Die Lebensmittel-Kennzeichnung in der EU sei oft irreführend, so kritisieren die EU-Prüfer in einem am 25.11.2024 veröffentlichten

Bericht (vgl. PM des Europäischen Rechnungshofs vom gleichen Tag). Die Verbraucher können bei den vielen verschiedenen Anga-

ben auf Lebensmitteln leicht den Überblick verlieren. Die Lebensmittelkennzeichnung solle den Menschen helfen, beim Einkaufen

fundierte Entscheidungen zu treffen. Die europäischen Verbraucher würden jedoch mit immer mehr Versprechen, Logos, Slogans,

Gütesiegeln und Bewertungen bombardiert, die nicht nur verwirrend, sondern geradezu irreführend sein können. Etiketten enthal-

ten Informationen über den Inhalt und die Eigenschaften von Lebensmitteln. Oft sollen sie auch durch die Betonung angeblicher

Vorteilewie „gesund“, „Bio“ oder „glutenfrei“ Produkte attraktivermachen. Die EU-Vorschriften stellten nach Einschätzungder Prüfer

zwar sicher, dass die Etiketten grundlegende Informationen für die Verbraucher enthielten, was ein guter Ausgangspunkt sei. Sie

stießen jedoch auch auf eine Reihe besorgniserregender Lücken in den Rechtsvorschriften sowie Probleme bei Kontrollen und Sank-

tionen. „Anstatt Klarheit zu schaffen, führen Lebensmitteletiketten oft zu Verwirrung; es gibt hunderte verschiedene Kennzeich-

nungssysteme, Logos undWerbeversprechen, die die Käufer entschlüsseln müssen“, so Keit Pentus-Rosimannus, das für die Prüfung

zuständige Mitglied des Europäischen Rechnungshofs. „Die Unternehmen legen bei den Angaben auf den Verpackungen große

Kreativität an den Tag. Die EU-Vorschriften halten mit dem sich ständig entwickelnden Markt jedoch nicht Schritt, sodass rund

450 Mio. europäische Verbraucher vorsätzlich oder unbeabsichtigt irreführenden Botschaften ausgesetzt sind.“ Lebensmittelunter-

nehmen könnten schwache Kontrollen und Sanktionen ausnutzen. Bei vorgeschriebenen Angaben funktionierten die Kontrollen in

der Regel zwar gut. Freiwillige Angaben wie nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben oder der Online-Verkauf von Lebens-

mitteln (der seit der Pandemie erheblich zugelegt hat) würden jedoch – wenn überhaupt – nur selten überprüft, und Websites

außerhalb der EU entzögen sich fast jeglicher Kontrolle. Zudem seien die bei Verstößen verhängten Bußgelder nach Ansicht der

Prüfer häufig nicht abschreckend, wirksam oder verhältnismäßig.
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Entscheidungen
BGH: DFL-Supercup
a) Die Leistung eines Plattformbetreibers, der
Angebote Dritter vermittelt, ohne selbst die von
Dritten angebotenen Produkte anzubieten, ist
nicht mit dem Angebot dieser Produkte aus-
tauschbar, so dass es unter diesem Gesichts-
punkt an einer Stellung des Plattformbetreibers
als Mitwerber im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 4 UWG
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG aF) fehlt.
b) ZwischendemBetreiber einer Plattform, auf der
Dritte gegen eine Servicegebühr Eintrittskarten für
Fußballspiele eines kommerziellen Veranstalters
anbieten, und diesem Veranstalter besteht ein
Wettbewerbsverhältnis unter dem Gesichtspunkt
einer wettbewerblichenWechselwirkung imSinne
des § 2Abs. 1Nr. 4UWG (§ 2Abs. 1Nr. 3UWGaF),
wennwerblicheMaßnahmen des Plattformbetrei-
bers zur Förderung des Absatzes auf der Plattform
geeignet sind, sich nachteilig auf geschäftliches
Ansehen und Tätigkeit des Veranstalters auszuwir-
ken (Fortführung von BGH, Urteil vom 26. Januar
2017 – I ZR217/15,GRUR2017, 918 [juris Rn. 16]=
WRP 2017, 1085 –Wettbewerbsbezug; BGH, Urteil
vom 24. Februar 2022 – I ZR 128/21, GRUR 2022,
729 [juris Rn. 13] = WRP 2022, 727 – Zweitmarkt
fürLebensversicherungenII).

BGH, Urteil vom 21.11.2024 – I ZR 107/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2817-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Zulässigkeit einer auf die Verlet-
zung des Grundrechts auf Gewährung wir-
kungsvollen Rechtsschutzes gestützten
Rechtsbeschwerde
ne auf die Verletzung des Grundrechts auf Ge-
währung wirkungsvollen Rechtsschutzes ge-

stützte Rechtsbeschwerde ist unzulässig, wenn
es der Beschwerdeführer im Rahmen des vorin-
stanzlichen Rechtsmittels versäumt hat, eine
Korrektur der geltend gemachten Grundrechts-
verletzung zu erwirken oder eine Grundrechts-
verletzung zu verhindern (Anschluss an BGH, Be-
schluss vom 14. September 2021 – VI ZB 30/19,
VersR 2022, 1125).

BGH, Beschluss vom 30.7.2024 – VI ZB 30/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2817-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Voraus- oder Abschlagszahlungen aus

Werkvertrag im Insolvenzverfahren

Steht dem Besteller aufgrund von Voraus-

oder Abschlagszahlungen aus einem Werkver-

trag eine Insolvenzforderung zu, kann er die

den Unternehmer treffende nebenvertragliche

Pflicht, seine Leistungen in einer Schlussrech-

nung abzurechnen, nach der Eröffnung des

Insolvenzverfahrens über das Vermögen des

Unternehmers im Insolvenzverfahren nur nach

den Vorschriften über das Insolvenzverfahren

verfolgen. In diesem Fall hat der Gläubiger

seine Forderung auf Rückzahlung eines etwai-

gen Überschusses im Wege der Schätzung zur

Tabelle anzumelden.

BGH, Urteil vom 7.11.2024 – IX ZR 179/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2817-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Sofortige Beschwerde im Insolvenz-

verfahren durch anwaltlichen Betreuer

des Schuldners

Legt der anwaltliche Betreuer des Schuldners im

Insolvenzverfahren sofortige Beschwerde gegen

einen Beschluss über die Festsetzung der Vergü-

tung des Insolvenzverwalters ein, ergibt die ge-

botene Auslegung im Regelfall, dass das Rechts-

mittel im Namen des Schuldners eingelegt ist.

BGH, Beschluss vom 12.9.2024 – IX ZB 9/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2817-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Glaubhaftmachung beim auf Steu-

erforderungen gestützten Insolvenzantrag

durch Finanzamt

Stützt das Finanzamt den Insolvenzantrag auf

Steuerforderungen, die sich – etwa bei Lohn-

und Umsatzsteuer – aus Steueranmeldungen

oder Steuervoranmeldungen des Schuldners er-

geben, genügt zur Glaubhaftmachung die ge-

naue Aufstellung der einzelnen Steueranmel-

dungen und Steuervoranmeldungen zusammen

mit der Erklärung des Finanzamts, dass es sich

dabei um Forderungen aus entsprechenden

(Vor-)Anmeldungen des Schuldners handele.

BGH, Beschluss vom 19.9.2024 – IX ZB 13/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2817-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Eingreifen des Anscheinsbewei-

ses für beratungsgerechtes Verhalten des

rechtsschutzversicherten Mandanten

Fehlt es an einer abschließenden höchstrichterli-

chen Klärung der für die Erfolgsaussichten einer

Rechtsverfolgung maßgeblichen Frage, setzt

eine zum Eingreifen des Anscheinsbeweises für

ein beratungsgerechtes Verhalten des rechts-

schutzversicherten Mandanten führende objek-

tive Aussichtslosigkeit der Rechtsverfolgung vo-

raus, dass die Beurteilung der Erfolgsaussichten
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